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Klägerin und Revisionsbeklegteo

Der li„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf
mündliche Verhandlung vom 17„ März 1967 hin
durch __,

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
— Vorsitzender —‚

Bündesrichterin
.

.Dro Schwarz .
‚>, ' und

Bundesrichter \/Sonnenberg‚
‘Eündessozialrichter Schleifenbaum- = und
BUndessozialrichter Viehweger

für Recht erkannt;

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 200 Juli
4965 wird zurückgewiesena

Die Beklagte hat der Klägerin auch die außerge—
Pi0htlichen Kosten des R«visionsverfehrens zu er_
Stätten„ ‘
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Der Rechtsstreit wird um die Frage 5eführt‚ ob der Klä5erin

ein Anspruch auf Witwenrente aus der Angestehtenversicherung

ihres Ehemannes zustehto ' ' ‘
, _ !

Die am 440 April 4888 geborene Klägerin ist die Vitwe des am
240 April 4879 geborenen und am 90 April 4945 verstorbenen

Pferr rs Josef Sehtr:x■;(8cho)„ Scha war in der Zeit vom 40 Ja—

nuar 4,09 bis zu seinem Tode Geistlicher der Evangelischen Lan—

deskirche Augsburger Bekenntnisseg(■■ä in Rumänien„ Während

'dieser Zeit war er Mit5lied der Ruhe5ehaltskasse dies er Lan—

deskirche und entrichtete zu ihr laui end Beiträ5eo Die Kläge—

rin erhielt nach dem Tode ihres Ehemannes von der Ruhe5éhelts—

‚..
;

{esse in Rumänien eine Witwenpension° Die Ruhe5ehaltskasse

urde zum Jehresvechs el 4948/4949 in die staatliche rumäni—

sche Sozialversicherung über5ei‘ührto Von diesem Zeitpunkt an
erhielt die Klägerin bis zu ihrer Übersiedlun5 in die Bundes—

republik Deutschland am 540 Juli 4964 von der staatlichen ru—

mnischen Sozialversicherun5 eine ‘Witwenrenteo

Die Klägerin bezieht seit dem 4„ September ’ 964 von dem Evan; e—
lisch—lutherischen Landeskirchenra t in München eine laufende '

Zuwendung von zunächst Z80, ——DM monatlichc Dieser Zuwendu

lie5 t die Anweisung der Kirchenkanzlei der hvan5elischen

Kirche in Deutschland (EKD) vom 22„ September 4% zugrunde;

in ihr heißt es ua: "wir bitten den Landeskirchenrat, die

Piarrxvitwe Sch„ zu veranlassen, beim zuständigen Versicherun5s—

amt die Rente nach dem Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neure—

5elun5s5esetz (FANG) vom 250 F bruar 4 960 zu beentra5ena ihr

einstweilen eine Unterstutzun5 nach 5 29 der Richtlinien (zur

Regelung der Versorgung der Ostpfarrer und ihrer Hinterbliebe—
nen) vom Zeitpunkt der Antragstellung ab — als bberbruc„un s—

maßnahme — zu 5ewähren und den Erstattungsanspruch bei der
J— nl!

hr5es telltenversicherun5 anzumeld Den Antrag der Klägerin

vom 540 Oktober 4964 auf Gewährun5 einer Witwenrente lehnte
die ngla5te mit B scheid vom 4 Juni 4962 ab‚ weil die ver—

sicherun5srechtlichen Voraussetzun5en nicht erfüllt seien; die
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Dienstzeiten des Ehemannes der Klägerin in Rumänien seien weder

nach altem noch nach neuem Fr€mdrentenrecht anrechnungsfähig;

sie fielen Weder unter 5 15 noch unter 5 16 des Fremdrentengeset—

zes vom 25„ Februar 1960 (FRG); der Anwendung des 5 16 PRO stehe

entgegen, daß die Klägerin vom Evangelisch—lutherischen Landes—

kirchenrat in Müncheanersorgung nach beamtenrechtlichen Grund—

sätzen (@ 18 Abs„ ; FRG) erhalteß„

Mit ihrer Klage hatte die Klägerin keinen Erfolg (Urteil des
Sozialgerichts —SG—Nürnberg vom 180 Oktober 1965)„

Auf die Berufung der Klägerin hob das Baäerische Landessozial—

gericht (LSG) am 20„ Juli 1965 das Urteil des se sowie den Be—
scheid vom 10 Juni 1962 auf und verpflichtete die Beklagte,

der Klägerin Witwenrcnte ab 1„ Oktober 1961 zu
gewähren: Die

Wartezeit für den Anspruch auf Witwenrente sei mit Zeiten,

die-nach dem FRG anzurechnen seien, erfüllt„ Im Hinblick darauf,

daß die Buhegehaltskasse der Evangelischen Landeskirche A„B„

in Rumänien durch das rumänische Gesetz Nr„ 10 ab 10 Januar 1949

in die gesetzliche rumänische Sozialversicherung überführt werden

sei, müsse die Zeit von 1909 bis 1945, während der der Ehemann

der Klägerin Beiträge zu dieser Ruhegehaltskasse entrichtet habe,

als Beitragszeit nach 5 15 BBG angerechnet werden„ € 18 Abs„ 5

Satz 1 FRG stehe der Anrechnung dieser Zeiten nicht entgegen,
denn bei den der Klägerin durch den Evangelisch—lutherischen

Landeskirchenrat in München gewährten Leistungen handele es
sich um Zuwendungen, die stets widerruflich seien und carita—

tiven Charakter hätten; es handele sich insoweit um keine Ver—'

sorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzena

Die Beklagte legte formgerecht und fristgemäß Revision ein„ Sie
beantragte,

das Urteil des Bayerischen LSG vom 200 Juli 1965 aufzuhe—

ben und die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des SG

Nürnberg vom 180 Oktober 1965 zurückzuweisen°

Die Beklagte begründete die Revision wie folgt:

Das LSG habe 5 18 Abso 5 FRG unrichtig angewandt und seine Auf—
klärungspflicht nach 5 103 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) in—
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soweit verletzt‚ als es weder die Reohtsgrundlägen‚ die für

die der Klägerin ]-aufend gewährten Zuwendungen ma„gebend seien,

noch die Satzung der Ruheßehaltskasse der Evangelischen Landes—

kirche A„Ba in Rumänien beigezwo zen haben @18 Absa 3
‚(in der damaligen Fassung vor dem Rentenvers ichcrunb‚ancerunts—

gesetz —RVÄndG—) schließe die Berücksichtir> gung von Beitrags

zeiten des Ehemannes der Kle Uerin i„So des % 15 FRG auso Nach

dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den

hirchon vom 270 Juni I958 (Abkommen) gewähre die Bundesrepublik

den lirchen einen Zuschuß zur Versorgung ua der heimetvertrie—

benen und sonstigen verdrängten Seelsorger, die nach dem für

sie am 8‚ Mai 4945 geltenden RL0ht ihrer Kirche versorgungsbe—

“chtigt waren sowie zur Versorgung der Hinterbliebenen; die

hirchen hätten es übernommen, die Versorgung dieses Ptrsonen—

kroises zu regeln; da Stichtag der 80 Mai ■945 sei‚ komme es

auf die Regelung der Versorgung im Herkunftsgebiet nach Krießs—

ende nicht ano Die Kläverin gehöre zu dem von dem “‘bkommen"

erfaßten Personenkreiso Sie erhalte Leistungen nach den Ost—
pferrér—Richtlinien (Richtlinien des Rats der EKD zur Regelung

der Versorgung der Ostpferrer und ihrer Hinterbliebenen) diese

Leistung en stellten eine Versorbung nach oewm„cnrccnt11chtn

Grundsätzen der„ Es sei unerheblich, wie die EKD diese Ver—

soruungsleistungen bezeichne und daß es sich nach der3n Än—

icht um fre eiwillige, jederzeit widerrufliche Leistu% en handeleo

Das LSG habe auch zu Unrecht die Zkit von 1909 bis ”94} als

Beitragszeit i S des S 35 BBG gewerteto Bei der Ruhe5eh.alts—

s

C
r‘

se der Evangelischen Landeskirche AOBO in Ruméinien he be es

sich nicht'um ein System der sozialen Sicherheit i„Sa des 9 15

\Lbs„ 2 FRG gehandelt„ Die zu dieser Ruhe Gehaltskesse entrichte—

te

der Ruhegehaltskasse auf den rumänischen Staat mit Wirkung vom

n B iträg:e hätten auch nicht durch den Übergang des Vermögens

10 Januar 1949 den Charakter von B iträ gen der gesetzlichen
.Rentenversicherung erhalten; das LSG habe auch nicht beachtet,

d‘ß dieser Vermögensübergang zum 40 Januar 1959 wieder rück—
'4\

gängig gemacht werden sein

[‘
_/._
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Die Klägerin beantragte,
die Revisionzurückzuweisen°

Sie machte im wesentlichen geltend, ihr Ehemann habe niemals

einen Versorgungsanspruch gegen die Evangelische Landeskirche

A„B„ in Rumänien gehabt, sondern nur Ansprüche gegen die

Ruhegehaltskasse auf Grund eigener Beitragsleistung; da

das "Abkommen” eine Versorgungsberechtigung gegen die Hei—

matkirche am 9, Mai 1945 voraussetze, beziehe es sich nicht

auf die Klägerin; weder die EKD noch die Landeskirchen seien

zur Versorgung der Pfarrer der Evangelischen Landeskirche

A„B„ in Rumänien und ihrer Hinterbliebenen verpflichtet„

11'

Die Revision ist zulässig (5% 762 Abe„ i nr„ 4, 164 sec);
sie ist aber nicht begründete

Streitig ist, ob die Klägerin einen Anspruch auf Witwen—

. rente aus der Angestelltenversicherung ihres am 90 April

1945 verstorbenen Ehemannes Sohn hate Dieser Anspruch hängt,

wie das LSG zutreffend angenommen hat, davon ab, ob mit

den Zeiten (1909 bis 1945), in denen Sch„ Efarrer der Evan—

gelischen Landeskirche A„B„ in Rumänien gewesen ist — und

Beiträge an die Ruhegehaltskasse dieser Landeskirche entrich—

tet hat —, die Wartezeit für den Anspruch auf Witwenrente

erfüllt ist (Arte 2 S 17 Satz ? des Angestelltenversiche—
rungs—Neuregelungsgesetzcs —AnVNG—, @ 40 Abso 2 des Ange—

stelltenversicherungsgesetzes —AVG—,% 14 FRG)„

DasLSGhat zutreffend entschieden,daßdie Wartezeit—mit
nach dem FRG anzurechnenden Zeiten — erfüllt und danach der

Anspruch der Klägerin auf Witwenrente begründet isto

Es kann dahingestellt bleiben, ob die Auffassung des LSG

zutrifft, die streitigen Zeiten seien deshalb als Beitrags—

zeiten bei einem nichtdeutschen Träger der gesetzlichen
Rentenversicherung i„S„ des 5 45 Abs° @ und Abs, 2 FRG an—

zusehen, weil die Ruhegehaltskasse zum 1° Januar 1949 in

die rumänische Sozialversicherung überführt werden isto

—6—
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'Aueh wenn dies nicht der Fall wäre, so handelt es sich näm—

lich bei diesen Zeiten jedenfalls um Eeschäftigungszeiten nach

5 46 FRG, Sohn ist während dieser Zeiten (nach vollendeten

46, Lebensjahr) in einem in 5 4 Abs„ 2 Nr, 5 des Bundesvertrie—

benengesetzes genannten ausländischen Gebiet — in Rumänien —
beschäftigt gewesen„ Das FRG gilt auch für vertriebene Hinter—

bliebene, wenn derjenige, von dem sie ihr Recht auf Hinterblie—

benenleistungen herleiten, selbst nicht Vertriebener war, weil

er vor der Vertreibung gestorben ist (5 4 FRG Buchsto e);

”vor der Vertreibung” verrichtete Beschäftigungen sind daher,

soweit es sich um die Gewährung von Leistungen an Hinterblie—

bene handelt, auch anzurechnen, wenn nur die Hinterbliebenen,

nicht aber der Beschäftigte selbst, vertrieben sind (BSG 24,

251), Die Besehäftigungszeiten 1,8, von 5 46 FRG stehen einer
rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung, für die Beiträge

entrichtet sind, gleich, soweit sie nicht mit Beitragszeiten

zusammenfellen„ Die Vorschrift des @ 48 Abso 2 Satz 2 FRG, wel—

che die Anrechnung von Besehäftigungszeiten im Hinblick darauf,

daß vergleichbare einheimische Versicherte wegen Überschrei—

tung der Versicherungspflichtgrenze aus der Sozialversiche—

rung ausgeschieden wären, beschränkt, könnte allenfalls die

Anrechnung der Beschäftigungszeiten des Sehe vor 4945 aus—
schließen; für die Frage, ob die Wartezeit erfüllt ist, wäre

das unerheblich; die Beschäftigungszeiten von 4945 bis 4943
werden durch 5 48 Abso 2 Satz 2 FRG nicht berührt (Anl„ 2

zu % 22 FRG)O. ' =

Auch 5 48 Abs° } FRG steht der Annahme, daß die Wartezeit

durch anrechnungsfähige, ”den Beitragszeiten gleichgestellte

Eeschäftigungszeiten ioS„ des @ 46 FRG“ erfüllt ist, nicht

entgegeno % 46 FRG hat — ebenso wie bis zum 300 Juni 4965
auch @ 45 FRG (Beitragszeiten) — nach 5 48 Abba 3 FRG aF

(idF vor dem RVÄndGvom 90 Juni 4965) keine Anwendung gefun—
den ua auf eine Zeit, die im Geltungsbereich des EEG “einer

Versorgung nach beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grund—

sätzen zugrunde gelegt ist oder bei Eintritt des Versieherunbs»

falles zugrunde gelegt wird“; nach 5 48 Abso 5 FRG nF findet
5 46 FRG keine Anwendung ua auf eine Zeit, die im Geltungsbe—

‚ , ..
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reich des FRG “bei der Gewährung einer Versorgung nach

beamtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen als ru—

hegehaltfähig berücksichtigt ist oder bei Eintritt des
“Versorgungsfälls als ruhegehaltfähig berücksichtigt

-wird”a Ebenso wie das LSG dies hinsichtlich der Anwend—

barkeit des 5 45 FRG nach 5 48 Abs„ } FRG aF getan hat,

ist sonach für die Anwenbarkeit des 5 46 FRG zu prüfen,
ob die Zeiten der Beschäftigung des Sehe ”einer Versorgung

nach beämtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen zu—

grunde gelegt sind” (@ 48 Abs„ 5 Satz 4 FRG aF) bzw„'ob

sie ”bei der Gewährung einer Versorgung nach beamtenrecht—

lichen Vorschriften oder Grundsätzen als ruhegehaltfähig
berücksichtigt werden sind” (@ 48 Abs° 5 Satz 4 FRG nF)o

Nach der alten wie nach der neuen Fassung des 5 48 Abs„3

Satz 4 FRG kommt es also darauf an, ob die Leistungen,

die die Klägerin — nach Eintritt des Versorgungsfalles —

von der EKD bzw„ von der Evangelisch—lutherischen Kirche

in Bädern unstreitig erhält, überhaupt als ”Versorgung

nach beemtenrechtlichen Vorschriften oder Grundsätzen"

anzusehen sind„ Es ist hierbei nicht darüber zu entschei—

den, ob der EKD bzw„ der Evangelisch—lutherischen Kirche

in Bädern eine Fürsorge— oder Versorgungspflicht gegeiüber

der Klägerin obliegt und welchen Inhalt diese hate Es ist

deshalb auch nicht zu prüfen, ob die Kirche nach dem Ab—

kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den

Kirchen vom 270 Juni 4958 aufgrund der Gewährung von Bun—

deszuschüssen zur Versorgung der in das Bundesgebiet ver—
triebenen Kirchenbediensteten zur Versorgung bestimmter

Personen verpflichtet ist und ob die Klägerin zu diesen

Personen gehörte Maßgebend ist allein, ob die der Klägerin

tatsächlich gewährten Leistungen der Kirche ihrer Art

nach eine Versorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen

darstellen„

Das LSG hat festgestellt, daß es sich bei den Leistungen,
die die Klägerin von der Kirche erhält, um Zuwendungen han—

delt, die ”stets widerruflich sind und caritetiven Charakter
||haben

, es hat deshalb eine den beamtenrechtlichen Grund—

_8—‘
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1

sätzen entsprechende Versorgung verneinto Es hat sich insoweit

auf die der Leistungsbewilligung zugrunde liegende Anweisung

der EKD an den Evangelisch—lutherischen Landeskir henrat in

München vom September 1961 bezogen‚ in der es ua heißt, daß

Richtlinien (zur Regelung der Veräprgung der Ostpfarrer und

ihrer Hinterbliebenen) vom Zeitpunkt der Antragstellung ab —
als Überbrückungsmaßnahme — zu gewähren sei„ Die Beklagte hat

die tatsächlichen Feststellungen des LSG Zwar mit der Revision

„ ' r-\:\ll;ijet—;l■ll fen, ihre Revisionsrügen greifen aber nicht durcho Das

15G hat nicht, wie die Beklagte rügt, seine Pflicht zur Aufklä—

runr des Sachverhalts dadurch verletzt, daß es den Text der
Ostnfarrer—Richtlinien und das von der Beklagten für erheblich

gehaltene Abkommen zwischen der Bundesrepublik D„utsehland und

.en Kirchen vom 290 Juli 4958 nicht beigezogen hat„ Diese Unter—

‚...-„-..,...—

len, d„ho bis zur Entscheidung über ihren Rentenantrag bewil—

li5t werden ist, ist keine Versorgung nach beamtenrechtlichen

Grundsätzen, veil sie ihrer Art nach nicht der beamtenrechtli—

chen Versorgung entspricht„ Es handelt sich hier um Leistungen,

die deutlich als subsidiär und nur vorübergehend gekennzeich—

net sind7 die erkennbar nur vorläufig anstelle anderer Lei;

stungen oder einer anderen Sicherung treten sollen„ Sie sind

insoweit den Übergangsbezügen nach 55 52 a, 52 b G ■öi und dem
Übergangsgeld nach 5 454 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) ähn—
lich, die wegen ihres vorläufigen Charakters nicht als eine

dem Beamtenrecht artgemäße Versorgung angesehen werden (vglo

auch Allgemeine Verwaltungsvorschrift nach 5 d" Abs„ 4 FRG

vom 70 80 1962 Nro 6 — Bundesanzeiger 3962 Nr„ 154 S„ 2; in

’der Teufassung der Allgemeinen Vérwaltungsvorschrift vom 290

8„ 1jf6 — Bundesanzeiger 1966 Nro 470 So 3/2 ist zwar nunmehr

ausdrücklich die Versorgung durch eine als öffentlich—rechtliche

Körperschaft anerkannte RGiiäionsgesellechaft erwähnt‚ aber auch
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hier ist auf eine dem Beamtenrecht "artgemäße", nämlich

auf eine Versorgung auf Lebenszeit abgestellt, vgl° Nro 6

Abs„ 4 und Abs„ 5)„ Es kommt zwar für die Frage, ob Lei—
stungen einer Versorgung nach beamtenrechtlichen Grund—

sätzen entsprechen, nicht entscheidend darauf an, wie

die Leistungen bezeichnet sind; wenn jedoch, wie hier,

bei der Leistungsbewilligung deutlich erkennbar gemacht

werden ist, daß die Leistungen nur den Zweck haben sol—

len, eine vorübergehende Notlage zu "überbrücken”‚ so
kann von einer "Versorgung nach beamtenrechtlichen Grund—

sätzen” nicht gesprochen werden; die Bezeichnungen ”cari—

tative Unterstützung“ oder "Überbrückungshilfe" treffen

hier das Richtige„ Daran ändert auch nichts, daß in der

Anweisung der EKD vom September 1961 auf 5 29 der Richt—

linien zur Regelung der Versorgung der Ostpfarrer und

ihrer Hinterbliebenen vom 290 November 1962 verwiesen

wird; damit sollte lediglich auf die Gewährung eines‘

Pauschalbetrages in der den Ostpfarrer—Richtlinien ent—

sprechenden Höhe hingewiesen werden‚ Es kann dahingestellt

bleiben, ob allgemein die Leistungen, die in den ”Ost—

pfarrer—Richtlinien” vorgesehen sind und danach erbracht

werden, einer Versorgung nach beamtenrechtlichen Grund—

sätzen entsprechen, obwohl die "Versorgungszahlungen" als

”nach ihrer Rechtsnatur freiwillige Leistungen" bezeich—

net werden (€ 8) und ihre Gewährung voraussetzt, daß keine

anderen Einkünfte bezogen werden (€ 9); dies erscheint be—
sonders in den Fällen zweifelhaft, in denen die Kirche

Leistungen an Personen gewährt, die nach ihrer bei der Lei—

stungsbewilligung erkennbar gewordenen Auffassung gar '

nicht zu dem von den ”Ostpfarrer—Richtlinien” begünstig—

ten Personenkreis gehören, die Kirche also auch hierdur0h

die Leistungen als “caritative Unterstützungen“ charakte—

risieren will„ Jedenfalls der Klägerin wird keine Versor—

gung nach den ”Ostpfarrer—Richtlinien" gewährt; die Kläge—

rin erhält keine “nach diesen Richtlinien zu gewährenden

Versorgungszahlungen" (@ 8)„ "Versorgungszehlungen” können,
auch wenn sie als "nach ihrer Rechtsnatur freiwillige Lei—

stungen" bezeichnet wurden -, jedenfalls nur auf die Dauer
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gerichtete Leistungen sein; eine Überbrückungshilfe, wie sie

die Klägerin erhält, ist in den Ostpfarrer—?ichtlinien nicht

als “Versorgungsleistung' vorgesehen; eine solche Leistung

entspricht auch nicht einer“ Versorgung nach beemtenrecht—

lichen Grundsätzen”, wie des LSG zutreffend ausgeführt hat„

Die Berücksichtigung der Beschäftigungszeiten des Sehe nach
S 16 BBG entspricht auch dem ”Eingliederungsprinzip“, auf dem

des EEG beruhtc @ 46 ist die Vorschrift, die dieses Prinzip

am deutlichsten zum Ausdruck bringt; sie bezieht sich grund—

sätzlich auf alle Vertriebenen, die im Herkunftsland (unselb—

*ändig) beschäftigt gewesen sind, sofern die BeschäftigungU
)

6
.

nuch dem ab 40 Januar 3957 geltenden Bundesrecht Versicherungs—

pflicht in den gesetzlichen Rentenversicherungen begründet hät—

te und diese Zeiten nicht mit Beitragszeiten zusemmenfulleno

Dabei kommt es — abgesehen von der Beschränkung des @ ■8 Abs„2

iRG — nicht darauf an, ob Versicherungspflicht wegen der Höhe

es Arbeitsv€rdienstes oder wegen der Gewährleistung von Ver—

sorgungsensprüchen nicht bestanden hätte; es ist deshalb auch
unwesentlich, ob Scho im Bundesgebiet als Geistlicher im Hin—

blick auf @ 6 Abs„ 1 Satz 4 AVG aF versicherungsfrei gewesen
wärec Er gehört vielmehr auch nach dem Sinn und Zweck des

EEG zu dem Personenkreis, dessen Hinterbliebenen bei Erfüllung

der Wartezeit ein Anspruch auf Leistungen nach diesem Gvsetz

eingeräumt ist„

Das LSG hat sonach im Ergebnis zu Recht die Beklagte verur—

teilt, der Klägerin die Witwenrente zu gewähren„ "
r
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Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des LSG

ist unbegründet und zurückzuweisena

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 195 SGG„
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